
In der Senatssitzung am 12. März 2024 beschlossene Fassung 

 

Die Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration 

12.03.2024 

L 23 

Tischvorlage für die Sitzung des Senats am 12.03.2024 

„Bearbeitung der Anträge auf Leistungen nach dem AsylblG“ 
(Anfrage für die Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag)) 

A. Problem 
Die Fraktion DIE LINKE hat für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) folgende Anfrage 
an den Senat gestellt: 
 
„Wir fragen den Senat: 
 
1. Der Senat hat für den Stichtag 12.10. eine Wartezeit von vier Monaten angegeben, während 
der Menschen auf die Bearbeitung ihres Antrages auf Leistungen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz warten müssen. Wie hat sich die durchschnittliche Wartezeit zwischen der An-
tragstellung und der Leistungsgewährung seit dem 12.10.2023 entwickelt?  
 
2. Welche Maßnahmen plant der Senat, oder hat diese bereits ergriffen, um die Zeit zu redu-
zieren, während der Menschen auf existenzsichernde Leistungen warten müssen?  
 
3. Wie bewertet der Senat die Möglichkeit von Abschlagszahlungen und/oder den Einsatz von 
Verwaltungs-Poolkräften, um den Bearbeitungsstau kurzfristig abzubauen, eine zeitnahe Aus-
zahlung der Grundsicherungsleistungen zu gewährleisten und Gerichtsverfahren zu vermei-
den?“ 

B. Lösung 
Auf die vorgenannten Fragen antwortet der Senat wie folgt: 
 
Zu Frage 1:  
Im zweiten Halbjahr 2023 lagen die Zugangszahlen der geflüchteten Menschen auf einem 
außergewöhnlich hohen Niveau, mit Spitzen bis zu 1.100 Personen pro Monat. Die Leistungs-
anträge mussten derweil vom Amt für Soziale Dienste im Rahmen der bestehenden Organi-
sation und Personalkapazitäten abgearbeitet werden. Aus diesem Grund war der Aufbau von 
Rückständen unvermeidlich, sodass sich die Bearbeitungsdauer von vier auf durchschnittlich 
fünf Monate erhöht hat.  
 
Zu Frage 2: 
Für die Planung weiterer Maßnahmen sind die Ergebnisse der laufenden Haushaltsverhand-
lungen abzuwarten. In den Bearbeitungsabläufen im Fachdienst Flüchtlinge, Integration und 
Familien werden fortlaufend kleinere Anpassungen vorgenommen, um den enormen Anforde-
rungen besser begegnen zu können. Aktuell wird der Fachdienst Flüchtlinge, Integration und 
Familien durch drei Mitarbeitende einer anderen Organisationseinheit des Amtes im Aufga-
benfeld unterstützt. 
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Zu Frage 3: 
Eine Abschlagszahlung ist nicht praktikabel, da dafür grundsätzlich die gleichen Arbeitsschritte 
zu vollziehen sind, wie für eine gesamte Auszahlung. 
 
Die Unterstützung durch Poolkräfte der Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt und Lauf-
bahngruppe 2, erstes Einstiegsamt, die im Nachwuchskräftepool des Senators für Finanzen 
beschäftigt werden, ist grundsätzlich vorstellbar und erwünscht, sofern diese zur Verfügung 
stehen. Zu berücksichtigen bliebe, dass aufgrund des Einarbeitungsaufwands auch ein län-
gerfristiger Einsatz sowie eine dauerhafte Anschlussperspektive im Amt für Soziale Dienste 
sichergestellt sein müsste. Mit Blick auf die Gesamtrückstände und den im Jahresverlauf zu 
erwartenden Anstieg der Zugangszahlen ist jedoch auch festzustellen, dass eine Abdeckung 
des Bedarfs allein durch Poolkräfte nicht möglich sein wird.  
 

C. Alternativen 
Werden nicht empfohlen. 
 

D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender-Prüfung 
Keine finanziellen oder personalwirtschaftlichen Auswirkungen durch die Beantwortung dieser 
Anfrage. Alle Geschlechter sind betroffen.  
 

E. Beteiligung / Abstimmung 
Die Vorlage ist mit dem Senator für Finanzen abgestimmt. 
 

F. Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
Einer Veröffentlichung der Vorlage steht nichts entgegen. 
 

G. Beschluss 
Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage der Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und 
Integration vom 12.03.2024 einer mündlichen Antwort auf die Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
in der Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) zu. 
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